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Name, Sitz und Bezirk
81

(1) Die Handwerksinnung ist eine Kérperschaft des offentlichen Rechts
Sie fuhrt den Namen Zahntechniker-Innung Koln

(2) Ihr Sitz ist in Koln.

) Ihr Bezirk umfasst den Regierungsbezirk Koéln

Fachgebiet
§2

Das Fachgebiet der Handwerksinnung umfasst das Gewerbe des Zahntechniker-Handwerks.

Aufgaben
§3

Q) Aufgabe der Handwerksinnung ist, die gemeinsamen gewerblichen Interessen ihrer
Mitglieder zu fordern. Insbesondere hat sie

1. den Gemeingeist und die Berufsehre zu pflegen;

2. ein gutes Verhaltnis zwischen Meistern, Gesellen und Auszubildenden (Lehrlingen)
anzustreben;

3. entsprechend den Vorschriften der Handwerkskammer die Lehrlingsausbildung zu

regeln und zu tberwachen, sowie fir die berufliche Ausbildung der Lehrlinge zu sorgen
und ihre charakterliche Entwicklung zu férdern;

4, die Gesellenprifungen abzunehmen und hierfir Gesellenprifungsausschiisse zu
errichten, sofern sie von der Handwerkskammer dazu ermachtigt ist;

5. das handwerkliche Kénnen der Meister und Gesellen zu férdern; zu diesem Zweck
kann sie insbesondere Fachschulen errichten oder unterstitzen und Lehrgénge
veranstalten;

6. bei der Verwaltung der Berufsschulen gemafR den bundes- und landes-rechtlichen
Bestimmungen mitzuwirken;

7. das Genossenschaftswesen im
Handwerk zu férdern;

8. Uber die Angelegenheiten der in ihr vertretenen Handwerke den Behorden Gutachten
und Auskunfte zu erstatten;

9. die sonstigen handwerklichen Organisationen und Einrichtungen in der Erfullung ihrer
Aufgaben zu unterstiitzen;

10. die von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zusténdigkeit erlassenen

Vorschriften und Anordnungen durchzuftihren.

(2) Die Handwerksinnung soll
1. zwecks Erhéhung der Wirtschaftlichkeit der Betriebe ihrer Mitglieder Einrichtungen zur
Verbesserung der Arbeitsweise und der Betriebsfiihrung schaffen und férdern;
2. bei der Vergabe o6ffentlicher Lieferungen und Leistungen die Vergabestellen beraten;
3. das handwerkliche Pressewesen unterstitzen.
(3) Die Handwerksinnung kann
1. Tarifvertrage abschlieBen, soweit und solange solche Vertrdge nicht durch den
Innungsverband fir den Bereich der Handwerksinnung geschlossen sind;
2. fur ihre Mitglieder und deren Angehdrige Unterstitzungskassen fir Falle der Krankheit,
des Todes, der Arbeitsunfahigkeit oder sonstiger Bedurftigkeit errichten;
3. bei Streitigkeiten zwischen den Innungsmitgliedern und ihren Auftraggebern auf Antrag

vermitteln.
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Die Handwerksinnung kann auch sonstige MalBnahmen zur Forderung der gemeinsamen
gewerblichen Interessen der Innungsmitglieder durchfihren, z. B. Einziehungs-,
Rechtsberatungs- und Buchstellen unterhalten.

Die Errichtung und die Rechtsverhaltnisse der Innungskrankenkassen richten sich nach den
hierfur geltenden bundesrechtlichen Bestimmungen.

Zugehorigkeit zur Kreishandwerkerschaft
§4

Die Handwerksinnung gehdrt der fir ihren Sitz zusténdigen Kreishandwerkerschaft an.

Die Fihrung der Verwaltungsgeschéfte einschliellich der Buch- und Kassenfiihrung erfolgt
durch die Geschéftsfiihrung der innungseigenen Geschéftsstelle.

Der Geschéftsfiihrer / die Geschéftsfihrerin der Innung ist berechtigt, an den Sitzungen der
Innungsorgane teilzunehmen.

Mitgliedschaft
§5

Die Mitgliedschaft kann erwerben, wer die gesetzlichen Voraussetzungen erfullt. Die Aufnahme kann
abgelehnt werden, wenn AusschlieBungsgrinde vorliegen (§ 10).
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§6

Der Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft ist bei der Geschéftsstelle zu stellen. Im Zweifelsfall
entscheidet der Vorstand. Der ablehnende Bescheid ist schriftlich zu begriinden und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

Die Innungsversammlung entscheidet Gber den Widerspruch, sofern ihm nicht abgeholfen
wurde.

Personen, die sich um die Férderung der Handwerksinnung oder eines der von ihr umfassten
Gewerbe besondere Verdienste erworben haben, kénnen durch Beschluss der
Innungsversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Ehrenmitglieder kdnnen an den
Innungsversammlungen mit beratender Stimme teilnehmen.

87

Den Innungsmitgliedern, den Mitgliedern des Gesellenausschusses und den Gesellenmitgliedern in
den Innungsausschussen ist eine Satzung der Handwerksinnung auszuhandigen.

)
)

§8
Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tage der Entscheidung tUber den Aufnahmeantrag.
Die Mitgliedschaft endet mit
1. Austritt,
2. Ausschluss,

3. Tod,
4. Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen.




§9

Der Austritt eines Mitgliedes aus der Handwerksinnung kann nur zum Schluss des Kalenderjahres
erfolgen und muss mindestens 4 Monate vorher der Geschéftsstelle schriftlich mit eingeschriebenem
Brief angezeigt werden.

8§10
Q) Durch Beschluss des Vorstandes kann ausgeschlossen werden, wer

1. gegen die Satzung groblich oder beharrlich verstd3t oder satzungs-gemalie
Beschliisse oder Anordnungen der Organe der Handwerksinnung nicht befolgt;

2. mit seinen Beitréagen trotz Mahnung langer als ein Jahr im Rickstand geblieben ist;

3. infolge gerichtlicher Entscheidung das Recht, in Offentlichen Angelegenheiten zu
wahlen oder zu stimmen, verloren hat;

4. durch rechtskréftige gerichtliche Anordnung in der Verfiigung Uber sein Vermdgen
beschrankt ist;

5. im Zwangsvollstreckungsverfahren die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat

oder gegen den Haft zur Erzwingung der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
angeordnet ist.

(2) Vor dem Beschluss ist den Betroffenen Gelegenheit zur AuRerung zu geben; hierfiir ist eine
angemessene Frist einzurdumen. 8 6 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 finden entsprechende
Anwendung.

8§11

Ausscheidende Mitglieder verlieren alle Anspriiche an das Innungsvermégen und an die bei der
Handwerksinnung bestehenden Einrichtungen. Sie bleiben zur Zahlung der Beitrage verpflichtet, die
bis zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens fallig werden. Ihre vertraglichen und sonstigen Verbindlichkeiten,
die der Handwerksinnung oder deren Einrichtungen gegentber bestehen, werden durch das
Ausscheiden nicht berihrt.

§12
(1) Die Mitglieder der Handwerksinnung haben gleiche Rechte und Pflichten.
(2) Jedes Innungsmitglied ist berechtigt, die Einrichtungen der Handwerksinnung nach MaRgabe
der Satzung, der Nebensatzungen und der Beschliisse der Innungsversammlung zu benutzen.
§13
Die Mitglieder sind verpflichtet, an der Erfullung der Aufgaben der Handwerksinnung mitzuwirken und

die Vorschriften der Satzung, der Nebensatzungen sowie die satzungsgemafen Beschlisse und
Anordnungen der Organe der Handwerksinnung zu befolgen.

Gastmitgliedschaft
§14

Q) Die Handwerksinnung kann solche Personen als Gastmitglieder aufnehmen, die dem/einem
Handwerk, fir das die Innung gebildet ist, beruflich oder wirtschaftlich nahestehen. Die
Gastmitglieder haben die in den Abséatzen 2 bis 4 genannten Rechte und Pflichten.

(2) Die Gastmitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen der Innung in gleicher Weise wie die
Innungsmitglieder zu benutzen. Sie nehmen an der Innungsversammlung mit beratender
Stimme teil.

3) Betragt die Zahl der Gastmitglieder mehr als ein Viertel der Zahl der Innungsmitglieder, so

nimmt ein Obmann der Gastmitglieder an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender
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Stimme teil. Der Obmann der Gastmitglieder wird von diesen aus ihrer Mitte gewahlt. Die
Vorschriften Gber die Amtszeit und die Wahl des Obermeisters gelten entsprechend.

Die Innungsversammlung kann beschliel3en, dass Gastmitglieder einen Beitrag zu entrichten
haben.

Fur Gastmitglieder gelten die 8§ 6 Abs. 1 und 2, 7-11 und 13 entsprechend.

Wahlrecht, Stimmrecht, Wahlbarkeit
8§15

Stimmberechtigt in der Innungsversammlung sind die der Handwerksinnung angehorenden
selbstandigen Handwerker/Handwerkerinnen. Fir eine juristische Person oder eine
Personengesellschaft kann nur eine Stimme abgegeben werden, auch wenn mehrere
vertretungsberechtigte Personen vorhanden sind.

Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung die Vornahme eines
Rechtsgeschéftes oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreites zwischen ihm und
der Handwerksinnung betrifft.

Ein gemal Absatz 1 stimmberechtigtes Mitglied, das Inhaber eines Nebenbetriebes im Sinne
des § 2 Nr. 2 und 3 der Handwerksordnung ist, kann sein Stimmrecht auf den Leiter des
Nebenbetriebes Ubertragen, falls dieser die Pflichten Gbernimmt, die seinen Vollmachtgebern
gegenlber der Handwerksinnung obliegen.

Ein Innungsmitglied kann in Ausnahmeféllen das Wahl- und Stimmrecht auf den Betriebsleiter
oder auf einen fur die Vertretung qualifizierten Familien- oder Betriebsangehdrigen tibertragen,
falls er die Pflichten Ubernimmt, die seinem Vollmachtgeber der Innung gegenuber obliegen.
Auf diese Personen finden die Bestimmungen der 88 16-18 entsprechende Anwendung.

Die Ubertragung und die Ubernahme der Rechte und Pflichten bedirfen der schriftlichen
Erklarung gegenuber der Handwerksinnung.

§16

Wabhlbar zu Mitgliedern des Vorstandes und der Ausschiisse sowie als Vertreter der Innung
zur Kreishandwerkerschaft und zum Innungsverband sind die wahlberechtigten
Innungsmitglieder, die gesetzlichen Vertreter einer der Handwerksinnung angehérenden
juristischen Person und die vertretungsberechtigten Gesellschafter einer der Handwerksinnung
angehoérenden Personengesellschaft, die die Befugnis zum Ausbilden von Auszubildenden
(Lehrlingen) besitzen.

Bei juristischen Personen und Personengesellschaften ist jeweils nur eine Person wahlbar.
Von den Erfordernissen des Abs. 1 letzter Halbsatz kann die Innungsversammlung mit einer
Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden wahl- und stimmberechtigten Mitglieder
Ausnahmen zulassen.

8§17
Gegen die Rechtsgultigkeit der Wahlen kann jeder Wahlberechtigte binnen zwei Wochen nach
der Wahl Einspruch beim Vorstand der Handwerksinnung erheben. Der Einspruch ist schriftlich
einzulegen und zu begriinden.

Wird der Einspruch abgelehnt, so ist hiertiber ein schriftlich begriindeter Bescheid zu erteilen.

Gegen den ablehnenden Bescheid kann binnen eines Monats nach Zugang Widerspruch
erhoben werden. Uber diesen entscheidet die Innungsversammlung.




§18

Mitglieder des Vorstandes und der Ausschisse, die Vertreter der Innung bei der Kreishandwerkerschaft
und dem Innungsverband und Mitglieder des Gesellenausschusses verlieren ihr Amt, wenn Umstande
eintreten, welche die Wéhlbarkeit ausschliel3en.

Innungsversammlung
§19

0} Die Mitglieder der Handwerksinnung bilden die Innungsversammlung. Sie beschliel3t tGiber alle
Angelegenheiten der Handwerksinnung, soweit sie nicht vom Vorstand oder den Ausschiissen
wahrzunehmen sind.

(2) Der Innungsversammlung obliegt im Besonderen
1. die Feststellung des Haushaltsplanes und die Bewilligung von Ausgaben, die im
Haushaltsplan nicht vorgesehen sind;
2. die Beschlussfassung tber die Hohe der Innungsbeitrage und Uber die Festsetzung von

Gebihren; Geblhren kénnen auch von Nichtinnungsmitgliedern, die Tatigkeiten oder
Einrichtungen der Innung in Anspruch nehmen, erhoben werden;

3. die Prufung und Abnahme der Jahresrechnung;

4. die Wahl des Vorstandes und derjenigen Mitglieder der Ausschisse, die der Zahl der
Innungsmitglieder zu entnehmen sind;

5. die Einsetzung besonderer Ausschiisse zur Vorbereitung einzelner Angelegenheiten;
6. der Erlass von Vorschriften Uber die Lehrlingsausbildung (8 54 Abs. 1 Nr. 3 HWO);
7. die Beschlussfassung tber
a) den Erwerb, die VerduRBerung oder die dingliche Belastung von
Grundeigentum,
b) die VerauBerung von Gegenstdnden, die einen geschichtlichen,
wissenschaftlichen oder Kunstwert haben,
C) die Ermachtigung zur Aufnahme von Krediten,
d) den Abschluss von Vertragen, durch welche der Handwerksinnung
fortlaufende Verpflichtungen auferlegt werden, mit Ausnahme der laufenden
Geschéfte der Verwaltung,
e) die Anlegung des Innungsvermdgens;
8. die Beschlussfassung iiber die Anderung der Satzung und die Auflésung der
Handwerksinnung;
9. die Beschlussfassung uber den Erwerb und die Beendigung der Mitgliedschaft beim
Landesinnungsverband,;
10. die Wahl der Vertreter der Handwerksinnung zur Kreishandwerkerschaft und zum
Innungsverband;
11. die Einsetzung besonderer  Ausschilsse  zur  Verwaltung einzelner
Innungseinrichtungen;
12. die Beschlussfassung tber alle Einrichtungen, die zur Erfiillung der Aufgaben der
Handwerksinnung geschaffen werden sollen;
13. die Wahl und der Anstellungsvertrag des Geschéftsfuhrers/der Geschaftsfihrerin.
3) Die Wahl der Vertreter zur Kreishandwerkerschaft und zum Innungsverband (Abs. 2 Nr. 10)

erfolgt auf die Dauer 5 von Jahren.

4) Die nach Abs. 2 Nr. 8 erforderliche Beschlussfassung der Innungsversammlung erstreckt sich
auch auf die durch Nebensatzungen begriindeteren Einrichtungen der Handwerksinnung,
soweit nicht durch die Nebensatzung etwas Anderes bestimmt ist.

(5) Die nach Abs. 2 Nr. 6, 7, 8, 12 und 13 gefassten Beschliisse bedirfen der Genehmigung durch
die Handwerkskammer.
§20
() Zur Glltigkeit eines Beschlusses der Innungsversammlung ist erforderlich, dass der

Gegenstand bei ihrer Einberufung bezeichnet ist, es sei denn, dass er in der
Innungsversammlung mit Zustimmung von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder
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nachtraglich auf die Tagesordnung gesetzt wird, sofern es sich nicht um einen Beschluss tber
eine Satzungsénderung oder Auflésung der Handwerksinnung handelt.

Beschlisse der Innungsversammlung werden mit einfacher Mehrheit der erschienenen
Mitglieder gefasst. Zu Beschliissen {iber Anderungen der Satzung der Handwerksinnung ist
eine Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder erforderlich. Der Beschluss auf
Auflosung der Handwerksinnung kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der
stimmberechtigten Mitglieder gefasst werden. Sind in der ersten Innungsversammlung drei
Viertel der Stimmberechtigten nicht erschienen, so ist binnen vier Wochen eine zweite
Innungsversammlung einzuberufen, in welcher der Auflésungsbeschlul? mit einer Mehrheit von
drei Vierteln der erschienenen Mitglieder gefasst werden kann. Satz 3 gilt fir den Beschluss
zur Bildung einer Vertreterversammlung (8 61 Abs. 1 Satz 3 HwO) mit der MalRgabe, dass er
auch im Wege schriftlicher Abstimmung gefasst werden kann.

Die Innungsversammlung ist in den durch die Satzung bestimmten Fallen sowie dann
einzuberufen, wenn das Interesse der Handwerksinnung es erfordert. Sie ist ferner
einzuberufen, wenn der durch die Satzung bestimmte Teil der Mitglieder die Einberufung
schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Grinde verlangt; wird dem Verlangen nicht
entsprochen oder erfordert es das Interesse der Handwerksinnung, so kann die
Handwerkskammer die Innungsversammlung einberufen und leiten.

§21

Ordentliche Innungsversammlungen finden in der Regel halbjéahrlich, mindestens aber jéhrlich statt.
AuRerordentliche Innungsversammlungen missen einberufen werden, wenn der Vorstand es
beschlief3t. Sie sind ferner einzuberufen, wenn ein Viertel der Mitglieder die Einberufung schriftlich
unter Angabe des Zweckes und der Griinde verlangt.
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§22

Der/die Vorsitzende des Vorstandes (Obermeister/Obermeisterin) l1adt Giber die Geschéaftsstelle
zur Innungsversammlung schriftlich unter Angabe der Tagesordnung ein. Die Einladung ist
mindestens 7 Tage vor dem Sitzungstermin abzusenden. In besonderen Fallen kann diese
Einladungsfrist bis auf 3 Tage verkdrzt werden.

Der Gesellenausschuss kann jederzeit im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben Vorschlage
zur Tagesordnung fir die ndchste Innungsversammlung einreichen. Sollen Angelegenheiten
beraten oder beschlossen werden, in denen der Gesellenausschuss zu beteiligen ist, so sind
die Mitglieder des Gesellenausschusses schriftlich unter Angabe der Tagesordnung
einzuladen (8 42 Abs. 3 Nr. 2).

§23

Der/die Obermeister/Obermeisterin leitet die Innungsversammlung; erfolgt die Einberufung der
Innungsversammlung auf Verlangen der Handwerkskammer, so kann sie durch deren Vertreter
geleitet werden.

Der/die Obermeister/Obermeisterin ist berechtigt, Versammlungsteilnehmer, die seiner/ihrer
zur Leitung der Verhandlungen getroffenen Anordnungen nicht nachkommen, oder sich
ungebdhrlich benehmen, aus der Versammlung auszuschlie3en.

Uber den Verlauf der Innungsversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der samtliche
Beschliisse, Wahlen und Abstimmungen enthalten sein missen. Die Niederschrift ist von dem
Vorsitzenden der Versammlung und dem Protokollfihrer zu unterzeichnen und der nachsten
Innungsversammlung zur Genehmigung vorzulegen. Der Teil der Niederschrift, der
Angelegenheiten betrifft, in denen der Gesellenausschuss zu beteiligten ist, ist dem
Vorsitzenden des Gesellenausschusses zuzuleiten.




§24

Die von der Innungsversammlung vorzunehmenden Wahlen werden mit verdeckten Stimmzetteln
vorgenommen. Auf Antrag kann die Wahl auch offen per Handzeichen vorgenommen werden, wenn
dem einstimmig zugestimmt wurde.

Bei Stimmengleichheit ist die Wahl zu wiederholen. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das
Los. Wahlen durch Zuruf sind zuldssig, wenn niemand widerspricht.

1)

)
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Vorstand
8§25

Der Vorstand besteht aus dem Obermeister/der Obermeisterin, 1 Stellvertreter/Stellvertreterin
und 3 weiteren Mitgliedern.

Die Amtsdauer des Vorstandes betragt 5 Jahre. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben nach
Ablauf ihrer Wahlzeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt angetreten haben.
Wiederwahl ist zulassig. Scheiden Mitglieder des Vorstandes vor Ablauf ihrer Wahlzeit aus, so
ist in der nachsten Innungsversammlung eine Neuwabhl fir den Rest der Wahlzeit vorzuneh-
men.

Die Innungsversammlung kann die Bestellung des Vorstandes oder einzelner seiner Mitglieder
widerrufen. Der Widerruf kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden
Stimmberechtigten beschlossen werden. Der Verhandlungsgegenstand kann nicht
nachtraglich auf die Tagesordnung gesetzt werden.

Die Mitglieder des Vorstandes verwalten inr Amt als Ehrenamt unentgeltlich. Fir bare Auslagen
und Zeitversdumnis wird Ersatz und Entschadigung nach den von der Innungsversammliung
zu beschlielenden Séatzen gewahrt. Die Zahlung eines pauschalierten Ersatzes fur bare
Auslagen und Zeitversaumnis in Form von Tage- und Ubernachtungsgeldern ist zul4ssig. Dem
Obermeister/Obermeisterin und in besonderen Féllen weiteren Vorstandsmitgliedern sowie
dem Lehrlingswart kann fur den mit ihrer Tatigkeit verbundenen Aufwand eine angemessene
Entschadigung gewahrt werden, die von der Innungsversammlung festgesetzt wird.

§ 26

Der Obermeister/die Obermeisterin und sein/ihr Stellvertreter/seine/ihre Stellvertreterin werden
von der Innungsversammliung in je einem besonderen Wahlgang mit absoluter
Stimmenmehrheit der anwesenden Stimmberechtigten gewahlt. Fallt die Mehrheit der
abgegebenen Stimmen nicht auf eine Person, so findet eine engere Wahl unter denjenigen
beiden Personen statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Die Wahl der weiteren
Mitglieder des Vorstandes erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden. Uber die
Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Wahl des Vorstandes ist der
Handwerkskammer binnen einer Woche anzuzeigen.

Die Wahl des Obermeisters/der Obermeisterin findet unter Leitung eines Innungsmitgliedes,
die Wahl der Gibrigen Vorstandsmitglieder unter Leitung des Obermeisters/der Obermeisterin
statt.

§ 27

Sitzungen des Vorstandes finden nach Bedarf statt; sie missen auf Antrag von mindestens
einem Drittel der Vorstandsmitglieder einberufen werden.

Der Obermeister/die Obermeisterin ladt tGiber die Geschaftsstelle schriftlich zu den Sitzungen
des Vorstandes ein und leitet sie; in Ausnahmeféllen kann die Einladung auch mundlich
erfolgen. Der Gesellenausschuss kann jederzeit im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben
Vorschlage zur Tagesordnung fir die nachste Vorstandssitzung einreichen. Sollen
Angelegenheiten des 8§ 42 | beraten oder beschlossen werden, so hat die Beteiligung des
Gesellenausschusses gemal § 42 Abs. 3 Nr. 1 zu erfolgen.

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn einschlieBlich des Vorsitzenden mehr als die Halfte der
Mitglieder anwesend ist. Die Beschliisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Bei
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Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. An der Beratung und Beschlussfassung tiber
solche Angelegenheiten, die das personliche Interesse eines Vorstandsmitgliedes berihren,
darf dieses nicht teilnehmen.

In eiligen Angelegenheiten kann ein Vorstandsbeschlul3, wenn kein Mitglied des Vorstandes
widerspricht, schriftlich oder fernmundlich herbeigefiihrt werden.

Uber Sitzungen und Beschlilsse des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, die von
dem/der Vorsitzenden und dem/der Protokollfihrer/Protokollfiihrerin zu unterzeichnen ist. § 23
Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend.

§28

Der Obermeister/die Obermeisterin und der Geschéftsfuhrer/die Geschéaftsfuhrerin, im
Verhinderungsfall deren Vertreter, vertreten gemeinsam die Handwerksinnung gerichtlich und
aul3ergerichtlich.

Willenserklarungen, welche die Handwerksinnung vermogensrechtlich verpflichten, bedirfen
der Schriftform; sie missen vom Obermeister/von der Obermeisterin und dem
Geschaftsfihrer/der Geschéftsfiihrerin, im  Verhinderungsfall von deren Vertretern,
unterzeichnet sein. Dies gilt nicht fir Geschafte der laufenden Verwaltung.

§29

Dem Vorstand obliegt die Verwaltung der Handwerksinnung, soweit sie nicht gesetzlich oder
durch Bestimmungen der Satzung und der Nebensatzungen der Innungsversammlung
vorbehalten oder anderen Organen Ubertragen ist. Die Geschéfte der Innung werden nach den
Richtlinien des Vorstandes von dem/der Geschéftsfiihrer/Geschaftsfuhrerin gefluhrt.

Die Erledigung der Geschafte der laufenden Verwaltung obliegt dem/der
Geschaftsfiihrer/Geschéftsfuhrerin. Insoweit vertritt er/sie die Handwerksinnung. Geschéfte
der laufenden Verwaltung sind alle Verwaltungsaufgaben, die nach Art und Ausmaf
regelmaRig wiederkehren.

Der/die Geschéftsfuhrer/Geschéftsfuhrerin oder eine andere vom Vorstand bevollmachtigte
Person kann die Innungsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen in
Gerichtsverfahren vertreten.

Die Mitglieder des Vorstandes sind zur ordnungsgemafen Verwaltung verpflichtet; sie haften
fuir jeden aus einer Pflichtverletzung entstandenen Schaden, soweit ihnen grobe Fahrlassigkeit
oder Vorsatz zur Last fallt; sind mehrere fir den Schaden verantwortlich, so haften sie als
Gesamtschuldner.

Ausschiisse
8§30

Die Handwerksinnung hat standige Ausschiisse; aulerdem konnen fir bestimmte
Angelegenheiten besondere Ausschusse errichtet werden.

Die Mitglieder der Ausschisse verwalten ihr Amt als Ehrenamt. § 25 Abs. 4 gilt entsprechend.
Die Ausschisse haben die in ihren Geschéftsbereich fallenden Angelegenheiten vorzuberaten.
Uber das Ergebnis ihrer Beratungen haben sie, soweit nichts anderes bestimmt ist, an den
Vorstand zu berichten.

§31
Die Vorsitzenden und Mitglieder der stédndigen Ausschiisse werden mit Ausnahme des

Kassen- und Rechnungsprufungsausschusses (s. 8§ 40) auf 5 Jahre mit einfacher
Stimmenmehrheit gewahilt.
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(2) Fur die Mitglieder sind Stellvertreter zu wahlen. Wiederwabhl ist zulassig. § 25 Abs. 2 Satz 4 und
Abs. 3 gilt mit der Mal3gabe entsprechend, dass Neuwahl, Berufung und Widerruf von den
Stellen durchgefihrt werden, die fur die Bestellung der Ausschussmitglieder zustandig sind.

Q) Die Mitglieder der standigen Ausschisse bleiben nach Ablauf ihrer Wahlzeit so lange im Amt,
bis ihre Nachfolger das Amt angetreten haben.

(2) Der/die Obermeister/Obermeisterin kann an den Sitzungen der Ausschiisse - mit Ausnahme
des Gesellenausschusses, des Gesellenprifungs-ausschusses und des Kassen- und
Rechnungspriifungsausschusses - mit beratender Stimme teilnehmen. Letzterer kann ihn
jedoch anhdren. Das gleiche Recht steht dem/der Vorsitzenden des Gesellenausschusses bei
den Ausschiissen mit Gesellenmitwirkung zu.

§32

Die sténdigen Ausschiisse sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, beschlussféhig, wenn
einschlieRlich des/der Vorsitzenden mindestens die Halfte der Mitglieder anwesend ist. Die Beschlisse
werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt
der Antrag als abgelehnt. Uber die Beschliisse ist eine Niederschrift anzufertigen.

8§33
(1) Standige Ausschilsse sind
1. der Ausschuss zur Forderung der Berufsbildung,
2. Gesellen- und Zwischenpriiffungsausschisse, sofern die Handwerkskammer die
Innung zur Errichtung erméchtigt hat,
3. der Kassen- und Rechnungspriifungsausschuss.
(2) Ferner soll die Innung einen Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen

Ausbildenden und Auszubildenden (Lehrlingen) nach § 111 ArbGG errichten.

3) Den Mitgliedern der in Abs. 1 Nr. 1 und 2 und in Abs. 2 genannten Ausschiisse sind die fir ihre
Tatigkeit erforderlichen Berufsordnungsmittel unentgeltlich zur Verfiigung zu stellen.

Ausschuss zur Forderung der Berufsbildung
§34

0} Der Ausschuss zur Forderung der Berufshildung besteht aus einem/einer Vorsitzenden und
vier Beisitzern. Die Halfte der Beisitzer missen Innungsmitglieder sein und in der Regel
Gesellen oder Auszubildende (Lehrlinge) beschaftigen, die andere Halfte missen Gesellen
sein und die Voraussetzungen der Wahlbarkeit fiir den Gesellenausschuss erfiillen.

(2) Der/die Vorsitzende und die Beisitzer, die Innungsmitglieder sind, werden von der
Innungsversammlung, die Beisitzer, die Gesellen sind, werden von dem Gesellenausschuss
gewahlt.

8§35

Der Ausschuss hat nach MaBRgabe der fir die Berufsbildung geltenden Vorschriften alle
Angelegenheiten, welche die Berufsbildung betreffen, zu beraten.

Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubildenden
(Lehrlingen)
§ 36

1) Die Handwerksinnung bildet einen Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen
Ausbildenden und Auszubildenden (Lehrlingen).

11



(2) Der Ausschuss besteht aus dem/der Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Der/die Vorsitzende
muss die Befahigung zum Richteramt haben und darf nicht Mitglied der Handwerksinnung und
weder Arbeitgeber/Arbeitgeberin noch Arbeithnehmer/Arbeitnehmerin in einem gewerblichen
Betrieb sein. Ein/eine Beisitzer/Beisitzerin muss Innungsmitglied sein und in der Regel
Gesellen oder Auszubildende (Lehrlinge) beschéftigen; der/die andere Beisitzer/Beisitzerin
muss Geselle/Gesellin  sein und die Voraussetzungen der Wahlbarkeit fir den
Gesellenausschuss erfullen.

3) Der/die Vorsitzende wird durch die Kreishandwerkerschaft auf Vorschlag des
Innungsvorstandes unter Beachtung von 8 68 Abs. 3 HwWO bestellt; das Innungsmitglied wird
von der Innungsversammlung, der Gesellenbeisitzer wird vom Gesellenausschuss gewabhilt.

§ 37
Q) Der Entscheidung des Ausschusses unterliegen Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und
ihren Auszubildenden (Lehrlingen) aus allen Berufsausbildungsverhéltnissen der in der

Handwerksinnung vertretenen Handwerke ihres Bezirkes.

(2) Fur das Verfahren vor dem Ausschuss gelten die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes und
erganzend die von der Handwerkskammer erlassene Verfahrensordnung.

3) Der Ausschuss entscheidet lber Streitigkeiten
1. aus dem Ausbildungsverhéltnis,
2. Uber das Bestehen oder Nichtbestehen eines Ausbildungsverhéltnisses,
3. aus Verhandlungen Uber die Eingehung eines Ausbildungsverhaltnisses,
4. aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Ausbildungsverhéltnis in

Zusammenhang stehen.

(4) Die Zustandigkeit des Ausschusses entféllt, wenn das Ausbildungsverhaltnis unstreitig nicht
mehr besteht.

§38

Die Geschéftsfihrung des Ausschusses wird von der Kreishandwerkerschaft wahrgenommen.

Gesellen- und Zwischenpriufungsausschisse
§ 39

Erméachtigt die Handwerkskammer die Handwerksinnung zur Errichtung von Prifungsausschiissen, so
gilt fur die Gesellen- und Zwischenprifungen die von der Handwerkskammer erlassene
Prufungsordnung. Die Kosten der Gesellen- und Zwischenprifungen tragt die Handwerksinnung, der
auch die Prifungsgebiihren zufliel3en.

Kassen- und Rechnungsprifungsausschuss
§40

Der Kassen- und Rechnungspriifungsausschuss besteht aus mindestens zwei Innungsmitgliedern,
die nicht dem Vorstand angehéren dirfen. Sie werden von der Innungsversammlung auf die Dauer
von 1 Jahr gewabhlt.

Projektgruppen
§41

(1) Der Vorstand kann in den Arbeitsgebieten:
Berufspolitik, Ausbildung, Gemeinschaft und Marketing Projektgruppen bilden.
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Die Projektgruppen haben keine festgeschriebenen Vorsitzenden oder feste Mitglieder,
sondern werden nach Vorgabe des Vorstands zu ausgewéhlten Themen des jeweiligen
Arbeitsbereiches einberufen und bestétigt. Es wird ein jeweils verantwortlicher Projektleiter
ernannt. Inhalt, Ziel, Zeit- und Budgetvorgaben sind jeweils vorab vom Vorstand in Abstimmung
mit der Geschaftsfuhrung festzusetzen.

Zu den Sitzungen des Vorstandes und der Ausschiisse der Handwerksinnung, bei denen
Angelegenheiten seines/ihres Fachgebietes beraten werden, ist der/die jeweilige Projektleiter
/ Projektleiterinnen hinzuzuziehen.

Die Mitglieder der Projektgruppen verwalten ihr Amt als Ehrenamt.
§ 25 Abs. 4 gilt entsprechend.

Gesellenausschuss
8§42

Im Interesse eines guten Verhdltnisses zwischen den Innungsmitgliedern und den bei ihnen
beschéftigten Gesellen/Gesellinnen (8 54 Abs. 1 Nr. 2 HwO) wird bei der Handwerksinnung
ein Gesellenausschuss errichtet. Der Gesellenausschuss hat die Gesellenmitglieder der
Ausschisse zu wahlen, bei denen die Mitwirkung der Gesellen durch Gesetz oder Satzung
vorgesehen ist.

Der Gesellenausschuss ist zu beteiligen

1. bei Erlass von Vorschriften Giber die Regelung der Lehrlingsausbildung (8 54 Abs. 1 Nr. 3
HwO),

2. bei MaRnahmen zur Férderung und Uberwachung der beruflichen Ausbildung und zur
Forderung der charakterlichen Entwicklung der Auszubildenden (Lehrlinge) (8 54 Abs. 1
Nr. 3 HwO),

3. bei der Errichtung der Gesellenpriiffungsausschisse (8 54 Abs. 1 Nr. 4 HwO),

4. bei MaRnahmen zur Férderung des handwerklichen Kénnens der Gesellen, insbesondere
bei der Errichtung oder Unterstiitzung der zu dieser Férderung bestimmten Fachschulen
und Lehrgange (8 54 Abs. 1 Nr. 5 HwO),

5. bei der Mitwirkung an der Verwaltung von Berufsschulen gemafR den Vorschriften der
Unterrichtsverwaltungen (§ 54 Abs. 1 Nr. 6 HwO),

6. bei der Wahl oder Benennung der Vorsitzenden von Ausschiissen, bei denen die
Mitwirkung der Gesellen durch Gesetz oder Satzung vorgesehen ist,

7. bei der Begrindung und Verwaltung aller Einrichtungen, fiir welche die
Gesellen/Gesellinnen Beitrage entrichten oder eine besondere Mihewaltung Gibernehmen
oder die zu ihrer Unterstiitzung bestimmt sind.

Die Beteiligung des Gesellenausschusses hat mit der Mal3gabe zu erfolgen, dass

1. bei der Beratung und Beschlussfassung des Vorstandes der Handwerksinnung
mindestens ein Mitglied des Gesellenausschusses mit vollem Stimmrecht teilnimmt,

2. bei der Beratung und Beschlussfassung der Innungsversammlung seine samtlichen
Mitglieder mit vollem Stimmrecht teilnehmen,

3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, fir welche die Gesellen/Gesellinnen

Aufwendungen zu machen haben, vom Gesellenausschuss gewahlte
Gesellen/Gesellinnen in gleicher Zahl zu beteiligen sind wie die Innungsmitglieder.

Zur Durchfuihrung von Beschliissen der Innungsversammlung in den in Absatz 2 bezeichneten
Angelegenheiten bedarf es der Zustimmung des Gesellenausschusses. Wird die Zustimmung
versagt oder nicht in angemessener Frist erteilt, so kann die Handwerksinnung die
Entscheidung der Handwerkskammer binnen eines Monats beantragen.

Die Beteiligung des Gesellenausschusses entféllt in den Angelegenheiten, die Gegenstand
eines von der Handwerksinnung oder von dem Innungsverband abgeschlossenen oder
abzuschlieBenden Tarifvertrages sind.
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§43

Der Gesellenausschuss besteht aus dem/der Vorsitzenden (Altgesellen/Altgesellin) und 2
weiteren Mitgliedern. Fir die Mitglieder des Gesellenausschusses sind Stellvertreter zu wéhlen,
die im Falle der Verhinderung oder des Ausscheidens fiir den Rest der Wahlzeit in der
Reihenfolge der Wahl eintreten.

Fiur den Gesellenausschuss gelten die Bestimmungen der 88 30 Abs. 2, 31 Abs. 1 und 32
entsprechend.

Mitglieder des Gesellenausschusses behalten, auch wenn sie nicht mehr bei Innnungs-
mitgliedern beschaftigt sind, solange sie im Bezirk der Handwerksinnung im Betrieb eines
selbstéandigen Handwerkers verbleiben, die Mitgliedschaft noch bis zum Ende der Wahizetit,
jedoch hdchstens fur ein Jahr. Im Falle eintretender Arbeitslosigkeit behalten sie ihr Amt bis
zum Ende der Wahlzeit.

Die Mitglieder des Gesellenausschusses dirfen in der Ausubung ihrer Tatigkeit nicht behindert
werden. Auch dirfen sie deswegen nicht benachteiligt oder begiinstigt werden. Die Mitglieder
des Gesellenausschusses sind soweit es zur ordnungsgeméafRen Durchfiihrung der ihnen
gesetzlich zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist und wichtige betriebliche Griinde nicht
entgegenstehen, von ihrer beruflichen Tatigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgelts
freizustellen.

Zu den Kosten des Gesellenausschusses zahlen auch die anteiligen Lohn- und Lohnneben-
kosten, die dem Arbeitgeber durch die Freistellung der Mitglieder des Gesellenausschusses
von ihrer beruflichen Tétigkeit entstehen. Diese Kosten sind dem Arbeitgeber auf Antrag von
der Innung zu erstatten.

§ 44

Die Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist vorbehaltlich der Bestimmung des § 50 in
einer Wahlversammlung der wahlberechtigten Gesellen durchzufiihren. Hierzu ladt der/die
Altgeselle/Altgesellin  spatestens  vier Wochen vor Ablauf der Amtszeit des
Gesellenausschusses ein, wobei die Absendung der Einladung zur Fristwahrung ausreichend
ist. Ist kein Altgeselle/Altgesellin vorhanden, Iadt die Innung ein.

Die Abstimmungszeit ist so zu bestimmen, dass in der Regel kein Lohnausfall eintritt. Etwa
entstandener Lohnausfall wird durch die Handwerksinnung nicht ersetzt. Die Wahlberechtigten
sind mindestens 2 Wochen vor dem Wabhltermin zur Wahlversammlung durch
Bekanntmachung der Handwerksinnung einzuladen. Die Innungsmitglieder sollen die bei ihnen
beschéftigten wahlberechtigten Gesellen/Gesellinnen auf die Wahl aufmerksam und Hinweise
der Altgesellen bzw. der Innung zur Wahl bekanntmachen.

§ 45

Berechtigt zur Wahl des Gesellenausschusses sind die bei den Innungsmitgliedern
beschéftigten Gesellen/Gesellinnen. Geselle/Gesellin ist, wer eine Gesellenprifung oder eine
entsprechende Abschlussprifung abgelegt hat oder wer nicht nur voriibergehend in einem
Handwerksbetrieb mit Arbeiten betraut ist, die gewdhnlich nur von einem Gesellen/Gesellin
oder Facharbeiter/Facharbeiterin ausgefihrt werden.

Eine kurzzeitige Arbeitslosigkeit lasst das Wahlrecht unberihrt, wenn diese vom Zeitpunkt der
Wabhl nicht langer als 3 Monate besteht.

Wabhlbar ist jeder/jede Geselle/Gesellin, der

1. volljahrig ist,
2. eine Gesellenpriifung oder eine entsprechende Abschlusspriifung abgelegt hat und
3 seit mindestens drei Monaten in dem Betrieb eines der Handwerksinnung

angehoérenden selbstédndigen Handwerkers/Handwerkerin beschaftigt ist.

Nicht wahlberechtigt und nicht wahlbar sind Personen, die infolge gerichtlicher Entscheidung
das Recht nicht besitzen, in 6ffentlichen Angelegenheiten zu wahlen oder zu stimmen.
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Zur Stimmabgabe bedarf der/die Geselle/Gesellin einer Bescheinigung, aus der sich ergibt,
seit wann er/sie in dem Betrieb eines Innungsmitgliedes als Geselle/Gesellin beschéftigt ist.
Die Innungsmitglieder haben diese Bescheinigung den bei ihnen beschéftigten
Gesellen/Gesellin auf Verlangen auszustellen. Die Bescheinigungen kénnen auch in Listen
zusammengefasst werden. Die Wahlberechtigung kann auch auf andere Weise nachgewiesen
werden.

§ 46

Die Wahl des Gesellenausschusses findet unter Leitung des Altgesellen/Altgesellin oder
eines/einer wahlberechtigten Gesellen/Gesellin statt.

Die Mitglieder des Gesellenausschusses und deren Stellvertreter werden in einem Wahlgang
von den anwesenden Wahlberechtigten gewabhilt.

Wabhlvorschlage konnen durch Zuruf oder schriftich gemacht werden. Schriftliche
Wabhlvorschlage sind in der Wahlversammlung dem/der Vorsitzenden zu ubergeben.
Dieser/diese priift die Wahlvorschlage daraufhin, ob die genannten Bewerber/Bewerberinnen
die Voraussetzungen der Wahlbarkeit erfillen. Wahlvorschlage, die diesem Erfordernis nicht
entsprechen, sind zuriickzuweisen. Die gultigen Wahlvorschlage sind dem/der Vorsitzenden
vor Beginn der Wahl der Wahlversammlung bekanntzugeben. Abwesende kdnnen
vorgeschlagen werden.

Der/die Vorsitzende handigt jedem Wahlberechtigten einen Stimmzettel aus.

Der Wahlberechtigte bezeichnet die wahlbaren Personen, denen er seine Stimme gibt, mit
deren Namen auf dem Stimmzettel und Ubergibt diesen dem/der Vorsitzenden. Jeder/jede
Wahlberechtigte kann in dem Stimmzettel nur so viele wéhlbare Gesellen/Gesellinnen
bezeichnen (Abs. 4), wie Mitglieder und Stellvertreter in den Gesellenausschuss zu wéahlen
sind.

Nach Beendigung der Stimmabgabe stellt der/die Vorsitzende fest, wie viele Stimmen auf die
einzelnen Bewerber/Bewerberin entfallen. Gewahlt sind die Bewerber, welche die meisten
Stimmen auf sich vereinigen, und zwar gelten die ersten drei als Mitglieder, die folgenden drei
als Stellvertreter. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Uber die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem/der Vorsitzenden und
einem/einer weiteren Gesellen/Gesellin zu unterzeichnen ist.

§ 47

Fihrt die Wahlversammlung zu keinem Ergebnis, so ist durch Bekanntmachung der
Handwerksinnung innerhalb einem Monat seit der ersten Wahlversammlung zur Einreichung
von schriftlichen Wahlvorschlagen aufzufordern. § 44 Abs. 2 Satz 4 findet Anwendung.

In der Aufforderung zur Abgabe schriftlicher Wahlvorschlage sind die Erfordernisse dieser
Wahlvorschlage (§ 48) bekanntzugeben.

§48

Jeder Wahlvorschlag muss die Namen von so vielen Bewerbern enthalten wie Mitglieder und
soll so viele Bewerber enthalten wie Mitglieder und Stellvertreter fir den Gesellenausschuss
zu wahlen sind. Die Bewerber sind so deutlich zu bezeichnen, dass Uber ihre Person kein
Zweifel besteht. Auch muss aus dem Wabhlvorschlag zweifelsfrei hervorgehen, wer als Mitglied
und wer als Stellvertreter vorgeschlagen wird. Dem Wahlvorschlag muss die Zustimmungs-
erklarung der vorgeschlagenen Bewerber/Bewerberin beigefiigt werden.

Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens einem/einer Wahlberechtigten unterzeichnet sein.
Der/die Unterzeichner/Unterzeichnerin des Wahlvorschlages muss bei der Unterschrift
seinen/ihren Beruf, Beschéaftigungsbetrieb und seine/ihre Anschrift angeben. Die Unterschrift
muss leserlich sein.
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3) Die Wabhlvorschlage missen innerhalb von drei Wochen seit der Aufforderung zur Einreichung
von Wahlvorschlagen bei der Innungsgeschéftsstelle eingereicht werden.

§49

Der/die Altgeselle/Altgesellin oder ein/eine wahlberechtigter/wahlberechtigte Geselle/Gesellin prift
zusammen mit der Innungsgeschaftsstelle die Wahlvorschlage daraufhin, ob die genannten Bewerber
die Voraussetzungen der Wahlbarkeit erfiillen und ob die Wahlvorschlage den Erfordernissen des § 48
entsprechen. Wahlvorschlage, die diesen Anforderungen nicht gentigen, sind zurtickzuweisen. Giiltige
Wahlvorschlage sind nach dem Namen des/der im Vorschlag zuerst genannten Bewerbers/Bewerberin
Zu bezeichnen.

§50
(1) Wird nur ein glltiger Wahlvorschlag eingereicht, so gelten die darin bezeichneten Bewerber
als gewahlt.
(2) Waren in dem Wabhlvorschlag Stellvertreter nicht in gentigender Zahl bezeichnet, so werden

die fehlenden Stellvertreter in einer Zusatzwahl ermittelt. Fir diese Zusatzwahl gelten die 88§
47 bis 50 Abs. 1 sowie 51 und 52 entsprechend.

§51

(1) Sind mehrere gultige Wahlvorschlage eingereicht worden, so bestimmt der/die
Altgeselle/Altgesellin oder ein/eine wahlberechtigter/wahlberechtigte Geselle/Gesellin Zeit und
Ort der zweiten Wahlversammlung. Die Wahlversammlung muss innerhalb von zwei Monaten
seit Ablauf der Frist zur Einreichung von Wahlvorschléagen (8 48 Abs. 3) stattfinden. § 44 Abs.
2 findet Anwendung.

(2) Die Sitze im Gesellenausschuss und die Stellvertreter werden auf die Wahlvorschlage nach
dem Verhaltnis der ihnen zugefallenen Gesamtstimmenzahl in der Weise verteilt, dass diese
Zahlen der Reihe nach durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt und von den dabei gefundenen, der Grél3e
nach zu ordnenden Zahlen, so viele Hochstzahlen ausgesondert werden, als
Bewerber/Bewerberinnen zu z&hlen sind (d'Hondt'sches System). Jeder Wahlvorschlag erhalt
so viele Sitze im Gesellenausschuss und Ersatzmanner/Ersatzfrauen wie Hochstzahlen auf ihn
entfallen. Sind Hochstzahlen gleich, entscheidet Giber die Reihenfolge ihrer Zuteilung das Los.

3) § 46 Abs. 4,5 Satz 1, 6 Satz 1 und Abs. 7 finden entsprechend Anwendung.

§ 52

Q) Der/die Vorsitzende hat die Niederschrift Gber die Wahlhandlung sowie die sonstigen
Unterlagen der Handwerksinnung auszuhandigen.

(2) Gegen seinel/ihre Wabhlfeststellung kann jeder/jede durch die Entscheidung Betroffene binnen
zwei Wochen nach Bekanntgabe Einspruch erheben. Der Einspruch ist schriftlich einzulegen
und zu begriinden. Uber den Einspruch entscheidet die Innungsversammiung.

§53

D) Der Gesellenausschuss wahlt aus seiner Mitte den/die Vorsitzenden/Vorsitzende
(Altgeselle/Altgesellin), einen/eine Schriftfihrer/Schriftfiihrerin und deren Stellvertreter.

(2) Der/die Altgeselle/Altgesellin Iadt ein und leitet die Versammlungen des
Gesellenausschusses.

3) Der Gesellenausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder
anwesend ist. Die Beschliisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden
gefasst; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.
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Uber die Verhandlungen und Beschliisse ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem/der
Vorsitzenden und dem/der Schriftflhrer/Schriftfiihrerin zu unterzeichnen ist.

Im Ubrigen kann der Gesellenausschuss seine Geschaftsordnung selbst regeln.

Beitrage
§ 54

Die der Handwerksinnung und ihrem Gesellenausschuss erwachsenden Kosten sind, soweit
sie aus den Ertragen des Vermdgens oder aus anderen Einkommen keine Deckung finden,
von den Innungsmitgliedern durch Beitrage aufzubringen.

Der von jedem Innungsmitglied zu entrichtende Beitrag besteht aus einem Grundbeitrag und
einem Zusatzbeitrag. Der Zusatzbeitrag wird erhoben aus einem Tausendsatz der Lohn- und
Gehaltssumme.

Die Innung ist berechtigt bei der zustéandigen Berufsgenossenschaft die Lohn- und
Gehaltssumme zu erfragen.

Soweit die Beitrage nach der Lohn- und Gehaltssumme bemessen werden, sind die
beitragspflichtigen Innungsmitglieder verpflichtet, der Innung Auskunft durch Ubermittlung
eines Doppels des Lohnnachweises nach 8§ 165 Sozialgesetzbuch VIl zu geben.

Die beitragspflichtigen Innungsmitglieder sind verpflichtet, der Innung Auskunft Giber die zur
Festsetzung der Beitrage erforderlichen Grundlagen zu erteilen; die Innung ist berechtigt, die
sich hierauf beziehenden Geschéftsunterlagen einzusehen und fur die Erteilung der Auskunft
eine Frist zu setzen.

Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 113 Abs. 2 Satz 8 i. V. m. § 73 Abs. 3 HWO eine
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt oder Unterlagen nicht
vorlegt.

Die Ordnungswidrigkeiten kdnnen mit einer Geldbuf3e bis 1.000 € geahndet werden.

Sind die fur die Beitragsveranlagung erforderlichen Daten eines Innungsmitgliedes nach der
vorgenannten Regelung nicht zu erhalten, ist die Innung berechtigt, diese Daten zu schéatzen.

Die Beitrage werden bei der Feststellung des Haushaltsplans von der Innungsversammliung
festgesetzt; bis zur anderweitigen Festsetzung sind die Beitrage in der bisherigen Hohe weiter
zu entrichten. Beitrdge sind mit Beginn des Haushaltsjahres féllig. Die Verpflichtung zur
Beitragszahlung beginnt mit dem 1. des Monats, der auf die Aufnahme in die Innung folgt.

Durch Beschlussfassung der Innungsversammlung kénnen auch auf3erordentliche Beitrage
nach einem in Absatz 2 festgelegten MalRstab erhoben werden.

Der Vorstand ist nach sorgfaltiger Prifung und Abwéagung berechtigt Beitragserlal und -
ermafligung wegen vorubergehender, schlechter wirtschaftlicher Verhaltnisse zu gewéahren.
Diese Vorschrift ist nicht anwendbar, wenn gleichgelagerte Falle vorliegen; es handelt sich um
eine Einzelfallentscheidung.

Die Handwerksinnung kann von Innungsmitgliedern und anderen Personen, die Tatigkeiten
oder Einrichtungen der Innung in Anspruch nehmen, Gebihren erheben.

§55

Fur die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsfihrung gelten die Bestimmungen der von der
Handwerkskammer aufgestellten Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung.

Bei der Anlage des Vermdégens der Handwerksinnung ist mit besonderer Sorgfalt zu verfahren
und insbesondere auf die Sicherheit der Anlage zu achten.
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Anderung der Satzung und Auflésung der Handwerksinnung
§ 56

(1) Antrage auf Anderung der Satzung und der Nebensatzungen sowie auf Auflésung der
Handwerksinnung sind beim Vorstand schriftlich zu stellen; sie sind inhaltlich bei der
Einberufung der Innungsversammlung den Mitgliedern und der Handwerkskammer innerhalb
der Ladungsfrist bekanntzugeben.

(2) Zur Verhandlung Uber Antriage auf Auflésung der Handwerksinnung ist eine aulterordentliche
nur zu diesem Zweck bestimmte Innungsversammiung einzuberufen, zu der alle Mitglieder
schriftlich einzuladen sind; die Einladung muss mindestens vier Wochen vor dem festgesetzten
Termin der Innungs-versammlung abgeschickt werden.

(3) Im Falle der Auflésung ist der Auflssungsbeschlul® der Handwerksinnung bekanntzumachen.
Die Innungsmitglieder sind verpflichtet, die ordentlichen Beitrage fir das laufende Jahr sowie
die bereits umgelegten aulerordentlichen Beitrage an die Liguidatoren zu zahlen.

(4) Das Innungsvermégen ist zunachst zur Erfillung der Verbindlichkeiten zu verwenden. Das

hiernach verbleibende Vermégen wird dem Verband Deutscher Zahntechniker-innungen (VDZI)
fur Verbandsaufgaben (ibereignet.

Rechtsaufsicht
§ 57

Die Handwerkskammer Uibt im Rahmen der geltenden Gesetze die Rechtsaufsicht Uber die Innung aus.

Bekanntmachung
§ 58

Die Bekanntmachungen der Handwerksinnung erfolgen durch Rundschreiben.

Ubergangsvorschrift
§ 59

Die laufende Amtszeit der Ehrenamtstrager und Organe wird durch das Inkrafttreten dieser Satzung
nicht beriihrt.

i Do
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Genehmigungsvermerk

Die vorstehende, in der Innungsversammlung am 26. April 2017 beschlossene Satzung der
Zahntechniker-lnnung Koéln wird gemaR § 61 Absatz 2 Nr. 8 und Absatz 3 der

Handwerksordnung genehmigt.

Kéln, 07.11.2017

Handwerkskammer zu Kéln

ans Peter Wollseifer) W o f (Dr. Ortwm Weltrich)
Prasident . ; & Hauptgeschaﬁsfuhrer



	satzung-2017-04-26.pdf
	Köln
	Aufgaben
	Gastmitgliedschaft 


	S22C-617112016010



